
Es ist selbstverständlich, daß eine kriminal- 
technische Ausbildung des Juristen nicht die Auf­
gabe haben kann, ihn als Spezialisten für kriminal- 
technische Untersuchungen auszubilden. Sie soll 
vor allen Dingen darin bestehen, das Wissen zu 
übermitteln, wie eine Vollauswertung der sach­
lichen Beweise und Spuren als o b j e k t i v e  Be­
weise der Täterschaft durch deren wissenschaft­
liche Untersuchung zu erlangen ist. Die Juristen 
sollen soweit mit der kriminaltechnischen Unter­
suchungsmethodik bekanntgemacht werden, daß 
sie als Richter und Staatsanwälte das Unter­
suchungsverfahren bei der Aufklärung von Ver­
brechen und dessen Ergebnisse vom kriminal­
technischen Standpunkt richtig bewerten können, 
daß sie beurteilen können, welcher Art Unter­
suchung eines gegebenen. Beweisgegenstandes tun­
lich wäre, um denselben erschöpfend auszuwerten, 
und sie sollen den erklärenden Ausführungen des 
Sachverständigen kritisch folgen können. Sie sollen 
endlich soweit kriminaltechnisch ausgebildet sein, 
daß sie in einzelnen eiligen Fällen einfachere Vor­
prüfungen gewisser, als sachliche Beweise in Be­
tracht kommender Objekte sowie Spuren zur 
O r i e n t i e r u n g  auch selbst ausführen könnten 
(z.B. o r i e n t i e r e n d e  Vergleichung von Finger­
abdrücken, Spuren, Handschriften usw.), um da­
nach die erforderlichen Maßnahmen zu treffen.

Was nun die Frage anbetrifft, auf welche Weise 
die kriminaltechnische Ausbildung der Juristen 
bzw. eine Ausbildung in der „Kriminalistik“ am 
zweckmäßigsten zu erfolgen habe, so gehen wir 
von unseren eigenen praktischen Erfahrungen aus. 
Wir1) haben seinerzeit an der juristischen Fakultät 
der Universität zu Riga und der Deutschen Hoch­
schule, des Herder-Institus zu Riga, kriminal­
technische Untersuchungsmethodik vorgetragen und 
tragen jetzt „Kriminalistik“ an der juristischen 
Fakultät der Universität zu Berlin vor. Wir sind 
der Meinung, daß die kriminaltechnische Ausbildung 
bzw. die Ausbildung in der „Kriminalistik“, zu­
gleich mit der allgemeinen juristischen Ausbüdung 
an der H o c h s c h u l e  zu erfolgen habe, wobei 
das Gesamtgebiet der „Kriminalistik“ bzw. der 
„Kriminaltechnik“ nicht in getrennte Einzelgebiete 
(Spurenkunde, Daktyloskopie usw.) auf geteilt, zu 
verschiedenen Zeiten, d. h. in nicht einander fol­
genden Semestern vorgetragen werden darf, son­
dern als geschlossenes, systematisch zusammen­
hängendes Ganzes vorzutragen ist. Wir erachten 
es für zweckmäßig, den gesamten Lehrstoff als 
Lehrfach „Kriminalistik“ auf zwei aufeinander fol­
gende Semester zu verteilen. In einem Semester 
wäre der erste Teil der „Kriminalistik“, bezeichnet 
als „Kriminalistik I. Teil“, vorzutragen, und zwar 
der allgemeine Teil der Kriminalistik (Geschicht­
liches, Methodik der Verbrechensaufklärung, Kri­
minaltaktik, Bewertung der Zeugenaussagen usw.) 
und der allgemeinere Teil der kriminaltechnischen 
Untersuchungsmethodik (Tatortuntersuchung, Siche­
rung sachlicher Beweise, Spurenkunde und Spuren­
reproduktion, Daktyloskopie, Identifizierungs­
methodik, Brandursachen und Untersuchung von 
Brandschäden sowie speziellere Untersuchungs­
methodik, wie Untersuchung von Geschossen und 
Patronenhülsen, Staub usw.). Im anderen Semester 
wäre „Kriminalistik H. Teil“ vorzutragen, und zwar 
die Methodik der graphischen kriminaltechnischen 
Untersuchungen (Das Wesen der Handschrift, Hand­
schriften- und Unterschriftenidentifizierung, allge­
meine physikalische (mikroskopische usw.) Ur­
kunden- und Schriftuntersuchungsmethodik, Ur-
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Juristen an der Lettländischen Universität. Archiv für Kri­
minologie, Bd. 87, S. 178—182.

künden- und Banknotenfälschungen, Maschinen­
schriftidentifizierung, Geheimschriften und gra­
phische Einzeluntersuchungen). Eine solche Ver­
teilung des Lehrstoffes hat sich durchaus bewährt. 
Unerläßlich ist es aber, daß der Stoff nicht bloß 
theoretisch behandelt wird, sondern die Vorlesungen 
mit Demonstrationen von Präparaten, Vorführung 
von Lichtbildern und gewissen praktischen Übungen 
verbunden sind.

Wenn es vielleicht vorläufig aus technischen oder 
anderen Gründen noch nicht möglich sein sollte, 
durchzuführen, daß ein j e d e r  Jurist an der Hoch­
schule eine Ausbildung in der „Kriminalistik“ er­
langen m u ß ,  so müßte doch eine solche Aus­
bildung für diejenigen unbedingt o b l i g a t o r i s c h  
sein, die sich der richterlichen oder staatsanwalt­
lichen Tätigkeit zu widmen gedenken bzw. es müßte 
zur Bedingung gemacht werden, daß alle die­
jenigen, die sich der Referendarprüfung unter­
ziehen wollen, eine Ausbildung in der „Krimi­
nalistik“ nachzuweisen haben.

Die Möglichkeit einer Ausbildung in der „Krimi­
nalistik“ müßte an a l l e n  juristischen Fakultäten 
der Universitäten in Deutschland geboten sein. 
Diese, jetzt vor a l l e n  D i n g e n  durchzufüh­
rende e n g e r e  kriminalistische Ausbildung könnte 
dann später, wie schon oben erwähnt, den Ver­
hältnissen entsprechend durch andere kriminali­
stische Disziplinen wie Kriminalpsychologie usw. 
erweitert und endlich zu der so lange angestreb­
ten abgeschlossenen, v o l l s t ä n d i g e n  krimina­
listischen Ausbildung ausgestaltet werden.

Der Umfang des der Enteignung unterlie­
genden landwirtschaftlichen Besitzes nach 
der Bodenreform-YO der Provinz Mark 

Brandenburg vom 6. 9. 1945i) *).
Von Ministerialrat Dr. Löwenthal, Prov. P erm . Brandenburg

Die politische Entwicklung in Deutschland hat in 
stets steigendem Maße die Notwendigkeit gezeigt, 
den landwirtschaftlichen Großgrundbesitz aufzutei­
len. Die Verwirklichung des Verlangens der land­
armen und landlosen Bauern und Landarbeiter nach 
einer gerechten Verteilung des Bodens wurde nicht 
hur durch das Vorhandensein der großen Güter ge­
hindert, diese waren auch von jeher Bollwerke der 
militaristischen Reaktion und später des Faschis­
mus. Dieser hatte es dann durch das Reichserbhof­
gesetz verstanden, seine Stellungen auf dem flachen 
Lande noch zu verstärken. Nicht bauernfähig war 
nach der Rechtsprechung der Anerbengerichte jeder, 
der antifaschistisch eingestellt war oder auch nur 
in dem Verdacht einer solchen Gesinnung stand, und 
wer nicht bauernfähig war, konnte den Erbhof auch 
dann im Erbgang nicht erhalten, wenn er sonst an 
sich zum Anerben berufen wäre. So war dafür ge­
sorgt, daß die zu Erbhöfen erklärten Wirtschaften 
beim Tode des Eigentümers nur von Faschisten er­
worben werden konnten.

Nach dem Zusammenbruch des Hitlerstaates war 
es also ein politisches Gebot, die Güter der Groß­
grundbesitzer und Faschisten' aufzuteilen. Hinzu 
kam das wirtschaftliche und soziale Erfordernis, 
Millionen von Umsiedlern aus den abgetrennten 
Ostgebieten unterzubringen und Existenzgrundlagen 
für sie zu schaffen. Das war in großem Umfange

*) Der Aufsatz behandelt nur eine Teilfrage aus der Boden­
reformgesetzgebung. Die grundsätzlichen politischen und recht­
lichen Probleme, die durch die Bodenreform aufgeworfen wor­
den sind, werden in einem späteren Beitrag behandelt werden.

(Die Redaktion.)
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